
Auszüge aus dem Entwurf des Städtebaulichen Vertrags (Stand 13.11.2024) 
zwischen der Stadt Starnberg und 

den Eigentümern der Einbeziehungsflächen 
 
 

§ N.N Freiflächen- und Fassadengestaltung 
 
1. 
Die Eigentümer verpflichten sich, die Gebäude und die jeweiligen Freiflächen im Vertragsge-
biet nach dem Leitbild der vorliegenden – von der Stadt mit der Moosstraße Immobilien 
GmbH & Co. KG abgestimmten – Vorplanungen, die dem Gestaltungsleitfaden als dessen 
Anlage beigefügt sind (Anlage N.N), zu gestalten. Zur Konkretisierung der in den Vorplanun-
gen dargestellten Gestaltung der Gebäude im Hinblick auf Baukörper, Materialität und Farbe, 
Sockel und Eingänge, Fassadenelemente, Fenster, Verkleidungen und Balkone, Dach-
flächengestaltung, Dachaufbauten, Tiefgaragen und Zufahrten sowie zur Konkretisierung der 
Gestaltung des Freiraumes hinsichtlich Wegen und Grünflächen wird auf den – ebenfalls mit 
der Stadt abgestimmten – als Anlage N.N beigefügten Gestaltungsleitfaden verwiesen.  
 
 
2. 
 
Die Stadt erhält die entsprechenden Planungen im Zuge der Einreichung der jeweiligen Bau-
anträge. Den Bauanträgen ist zur Überprüfung der Einhaltung obiger Gestaltungsanforde-
rung eine konkrete Gestaltungsbeschreibung hinsichtlich Baukörper, Materialität und Farbe, 
Sockel und Eingänge, Fassadenelemente, Fenster, Verkleidungen und Balkone, Dach-
flächengestaltung, Dachaufbauten, Tiefgaragen und Zufahrten sowie zur Gestaltung des 
Freiraumes hinsichtlich Wegen und Grünflächen beizufügen.  
 
Das Vertragsgebiet befindet sich in Hauptzugrichtung der Wandervogelarten und in unmittel-
barer Nähe zum östlich gelegenen FFH-Gebiet sowie zum südlich gelegenen SPA-Vogel-
schutzgebiet „Starnberger See“. Aufgrund der naturräumlichen Umgebung und bestehender 
Wanderrouten von Zugvögeln kann es zu erhöhten Flugbewegungen kommen. Die Eigentü-
mer verpflichten sich daher zur Minimierung des Risikos für Vogelschlag (Vogelschutz), 
prüffähige Fassadenbewertungen gemäß Anlagen 3 und 4 zur Begründung des vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplans (Anlage N.N) mit den jeweiligen Bauanträgen einzureichen. Die 
Vorgaben der Begründung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans, insbesondere bezüg-
lich eines Monitorings (Anlage N.N), sind zu beachten. 
 
 
§ N.N. Maßnahmen zum Immissionsschutz 
 
1. 
 
Zum Schutz der Benutzer des auf den nördlich an das Vertragsgebiet angrenzenden Grund-
stücken durch die Moosstraße Immobilien GmbH & Co. KG künftig umzusetzenden Vorha-
bens vor Schallimmissionen, die durch die Nutzung von Stellplätzen in der Tiefgarage verur-
sacht werden, wurde ein Tiefgaragennutzungskonzept erarbeitet, welches als Anlage N.N 
beigefügt ist.  
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Die Eigentümer verpflichten sich, die Benutzer der künftigen, auf dem Grundstück Fl.Nr. 
841/27 befindlichen baulichen Anlagen in geeigneter Form anzuweisen, das Tiefgaragennut-
zungskonzept (Anlage N.N) zu beachten und ihren Mitarbeitern, Besuchern, Lieferanten 
oder anderen Personen, die gewerblich in die oder aus der Tiefgarage fahren, ihrerseits die 
gleiche Verpflichtung aufzuerlegen.  
 
 
2. 
 
Aufgrund künftiger städtebaulicher Entwicklungen im Zusammenhang mit dem Rahmenplan 
der Stadt verpflichten sich die Eigentümer, die haustechnischen Anlagen auf den Dächern 
der baulichen Anlagen so zu errichten, dass der Schallleistungspegel der haustechnischen 
Anlagen für jedes Gebäude so zu begrenzen, dass die Immissionsrichtwerte der TA-Lärm für 
MU-Gebiete während der Tages- und Nachtzeit an den maßgebenden Immissionsorten in-
nerhalb des Plangebietes und auf den anliegenden Grundstücken um mindestens 10 dB(A) 
unterschritten wird. Klargestellt wird, dass Anlagen, die der Be-/Entlüftung der Tiefgarage 
dienen, ebenfalls dem Begriff „haustechnische Anlagen“ unterfallen.  
 
 
§ N.N. Tastpläne und Bodenindikatoren 
 
Die Eigentümer verpflichten sich, entsprechend dem als Anlage N.N. beigefügten Lageplan 
Inklusion im Vertragsgebiet Tastpläne und Bodenindikatoren gemäß dem Starnberger Stan-
dard zur barrierefreien Gestaltung von Frei- und Verkehrsanlagen in der Fassung vom No-
vember 2016 herzustellen, sobald der Vertragsgebiet gemäß den Festsetzungen des vorha-
benbezogenen Bebauungsplans bebaut wird.  
 
Um einen fließenden Übergang zwischen den Bodenindikatoren im Vertragsgebiet und be-
reits vorhandenen Bodenindikatoren außerhalb des Vertragsgebietes zu gewährleisten, stim-
men sich die Eigentümer eng mit der Stadt und der Moosstraße Immobilien GmbH & Co. KG 
bzw. dem jeweiligen Eigentümer des nördlich angrenzenden Nachbargrundstücks ab.  
 
 
§ N.N. Konkretisierung der wasserregulierenden Maßnahmen 
 
Die Eigentümer verpflichten sich, die in Ziffer 11.5 und 11.6 der textlichen Festsetzungen des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans (Anlage N.N.) geregelten und im Endbericht für die 
Wasserwirtschaftliche Begleitung des Vorhabens MOOSAIK (BGD ECOSAX GmbH, Teil 3: 
Grundwassermodellierung zur Bewertung der Auswirkungen der geplanten Untergrundver-
bauungen, Fortschreibung 6, Stand 08.08.2024, Anlage N.N.) beschriebenen grundwasser-
leitenden Maßnahmen durchzuführen.  
 
Weiterhin verpflichten sich die Eigentümer, ab dem Zeitpunkt des Beginns der Bauarbeiten 
bis zur vollständigen Bebauung der im Vertragsgebiet gelegenen Grundstücke entsprechend 
den Festsetzungen des vorhabenbezogenen Bebauungsplans ein Grundwasser-Monitoring 
durchzuführen, durch welches sowohl ökologische wichtige Parameter, Temperatur, mobili-
sierte Altlasten, als auch Auswirkungen des Betons auf das Grundwasser und die Betonag-
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gressivität des Grundwassers erfasst werden. Der Endbericht zum Monitoring ist der Stadt 
unaufgefordert innerhalb von zwei Monaten nach vollständiger Bebauung vorzulegen. Zu 
diesem Zweck hat sich die Moosstraße Immobilien GmbH & Co. KG im Durchführungsver-
trag vom __.__.____ im Wege eines echten Vertrages zu Gunsten Dritter (§ 328 BGB) dazu 
verpflichtet, den Eigentümern der Einbeziehungsflächen die Mitnutzung der durch sie errich-
teten Grundwassermessstellen (vgl. Anlage N.N.) zu gestatten und zur Sicherung dieser 
Verpflichtung jeweils eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit zu bestellen. 
 
 
§ N.N. Baustellenabwicklung 
 
1. 
 
Die Eigentümer verpflichten sich, die Baumaßnahmen auch zur Abwicklung des öffentlichen 
Verkehrs eng mit der Stadt abzustimmen. Dazu haben sie der Stadt rechtzeitig vor Baube-
ginn im Vertragsgebiet einen Rahmenterminplan und ein Baustellenmanagementkonzept un-
ter Berücksichtigung der Belange der öffentlichen Verkehrssicherheit vorzulegen. Die Ei-
gentümer verpflichten sich, die Baumaßnahmen im weiteren mit der Stadt abzustimmen, er-
forderliche straßenrechtliche Gestattungen rechtzeitig zu beantragen und auch die betroffene 
Nachbarschaft zu informieren. Die Eigentümer werden auch rechtzeitig gegebenenfalls erfor-
derliche straßenrechtliche Sondernutzungsgestattungen bei der Stadt beantragen. 
 
 
2. 
 
Im Zuge der Realisierung des Vorhabens sind Baugruben zu erstellen, deren Baugrubenent-
wässerung und Bauwasserhaltung zu planen und wasserrechtlich zu genehmigen sind. Um 
die Baugrubenentwässerung und Bauwasserhaltung sicherzustellen, werden die Eigentümer 
ein Konzept erarbeiten.   
 
 
3. 
 
Während der Bauphase ist entsprechend S. 43 des Umweltberichts (Anlage N.N.) eine öko-
logische Umweltbaubegleitung durchzuführen, um eine natur- und artenschutzgerechte 
Durchführung zu gewährleisten.  
 
 
4. 
 
Für den Fall, dass durch die Baumaßnahmen, insbesondere durch Baustelleneinrichtungen 
und Baustellenverkehr, Einschränkungen der freien Nutzung der öffentlichen Verkehrsfläche 
der Moosstraße zu erwarten sind, sind die Eigentümer verpflichtet, die Anlieger der Mooss-
traße jeweils 14 Tage vor den erwarteten Einschränkungen zu informieren. Zudem sind die 
Eigentümer verpflichtet, diese Anlieger über den Beginn der Abbrucharbeiten im Vertragsge-
biet 14 Tage im Voraus zu informieren. 
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Erschließungsmaßnahmen 
 
§ N.N. Vorbemerkung 
 
Die Erschließungsmaßnahmen im Vertragsgebiet, wie sie im Lageplan Erschließung (An-
lage N.N.) dargestellt sind, werden durch die Stadt nach Besitzübergang der gemäß 
Straßengrundabtretungsvertrag (vgl. Teil N.N.) abgetretenen Straßenfläche aus dem Grund-
stück Fl.Nr. 841/27 in Eigenregie ausgeführt.  
 
Die Eigentümer stimmen der Umsetzung der Erschließungsmaßnahmen auf den in ihrem Ei-
gentum – bzw. auf dem künftig im Eigentum der Stadt - stehenden Grundstück nach Besitzü-
bergang (siehe vorstehend) bereits jetzt zu.  
 
Die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Staatliche Bauamt Weilheim, hat als 
Straßenbaulastträger für die Bundesstraße B 952 den Erschließungsmaßnahmen im Ver-
tragsgebiet zugestimmt (Anlage N.N.). 


